
Am 12. Juli 2006 hat die Bundes-
regierung die Eckpunkte der für das Jahr
2008 geplanten Unternehmensteuerre-
form beschlossen. Die Tarifbelastung
der Gewinne für Kapitalgesellschaften
soll auf knapp unter 30 Prozent sinken.
Dazu soll der Körperschaftsteuersatz von
25 Prozent auf 12,5 Prozent halbiert und
die Gewerbesteuermesszahl von 5 Pro-
zent auf 4 Prozent reduziert werden.
Gleichzeitig entfällt die Abzugsfähigkeit
der Gewerbesteuer als Betriebsausgabe.

Zur Finanzierung der Einnahmeaus-
fälle aus den Tarifsenkungen prüft der-
zeit die Bundesregierung drei Optionen,
die in der Tabelle dargestellt sind. Mit
Hilfe des am ZEW in Kooperation mit der

Universität Mannheim entwickelten 
„European Tax Analyzer“ wurden die
Folgen der geplanten Maßnahmen für
die effektive Steuerbelastung deutscher
Kapitalgesellschaften abgeschätzt. Auf
der Ebene des Unternehmens erfolgt da-
bei eine Senkung der Tarifbelastung mit
Körperschaftsteuer einschließlich Soli-
daritätszuschlag und Gewerbesteuer
von derzeit etwa 39 Prozent auf 30 Pro-
zent. Als Gegenfinanzierungsmaßnah-
men dienen jeweils die derzeit disku-
tierten drei Optionen.

Für ein typisches mittelständisches
Unternehmen des verarbeitenden Ge-
werbes ergeben sich über einen Berech-
nungszeitraum von zehn Perioden zwar

durchweg Entlastungen. Diese variieren
allerdings in Abhängigkeit von der
Gegenfinanzierung: Bei hälftiger Hinzu-
rechnung der Zinsen (Option 1) liegt die
durchschnittliche Entlastung bei 17 Pro-
zent, bei einem vollständigen Abzugs-
verbot für Zinsen (Option 2) hingegen
bei lediglich 12 Prozent. Wird der Abzug
auf 60 Prozent des Gewinns begrenzt
(Option 3), beträgt die Entlastung etwa
25 Prozent.

Die vorgesehenen Maßnahmen ent-
lasten vor allem ertragsstarke und mit
Eigenkapital finanzierte Unternehmen.
Mit zunehmendem Verschuldungsgrad
und einer schlechteren Ertragslage fällt
die Entlastung dagegen deutlich gerin-
ger aus. Im Branchenvergleich können
sich auch Mehrbelastungen ergeben,
wie beispielsweise im Verkehrsgewerbe
mit knapp 20 Prozent. Besonders inno-
vative und damit auch riskante Unter-
nehmen, die typischerweise Anlaufver-
luste haben, zählen zu den Verlierern der
Reform.

Im internationalen Vergleich verbes-
sert sich Deutschland im Länderranking
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Unternehmenssteuerreform 2008 

mit Schwerpunkt M&A Report

Gewinner der von der Bundesregierung geplanten Unternehmenssteuerreform 2008
sind vor allem ertragsstarke Unternehmen. Verschuldete und innovative Unterneh-
men mit Anlaufverlusten sowie der Mittelstand zählen hingegen zu den Verlierern. Zu-
dem werden systemtragende Prinzipien der Einkommensbesteuerung verletzt. Zu
diesem Ergebnis kommt eine Studie des ZEW und der Universität Mannheim (er-
schienen in „Der Betrieb“).

Reformszenarien zur Berechnung der Steuerbelastung in Deutschland

Reformoption 1 Reformoption 2 Reformoption 3

Senkung des Tarifs der Körperschaftsteuer auf 12,5%

Reduzierung der Gewerbesteuermesszahl auf 4% 

kein Abzug der Gewerbesteuer als Betriebsausgabe

50% Hinzurechnung  100% Hinzurechnung Beschränkung des jährlichen
der Fremdkapital-  der Fremdkapitalzinsen Fremdkapitalzinsabzugs
zinsen sowie des auf 60% des Gewinns

Zinsanteils (25%) der vor Berücksichtigung der
Mieten, Pachten und Fremdkapitalzinsen/
Lizenzgebühren zum unbeschränkter Abzug bis zu 
Gewinn vor Steuern einer Höhe von 1 Mio. Euro

Abgeltungssteuer auf Zinsen, Dividenden und 
Veräußerungsgewinne  in Höhe von 30%

Quelle: ZEW

Änderungen auf Ebene
der Kapitalgesellschaft

Änderungen auf Ebene
der Anteilseigner



Sabine Jokisch erhält
DIA-Zukunftspreis

Dr. Sabine Jokisch, Wissenschaftlerin
im ZEW-Forschungsbereich Umwelt- und
Ressourcenökonomik, Umweltmanage-
ment, ist vom Deutschen Institut für 
Altersvorsorge für ihre Dissertation „The
Developed World’s Demographic Transi-
tion – Implications for Fiscal Policy and
the International Macroeconomy“ mit
dem DIA-Zukunftspreis 2006 ausge-
zeichnet worden.

In fast allen Industrieländern steigt
der Anteil der Alten in der Bevölkerung
enorm. Die Arbeit untersucht die makro-
ökonomischen und finanzpolitischen
Wirkungen der alternden Bevölkerungen
in den USA, der EU und Japan innerhalb
eines dynamischen Gleichgewichtsmo-
dells mit überlappenden Generationen.
Die Simulationsergebnisse zeigen, dass
der demographische Wandel in allen
drei Regionen zu einem dramatischen
Anstieg der Sozialversicherungsbeiträge
führt. Diese Entwicklungen schränken
die künftige Kapitalakkumulation ein,
senken die Löhne und erhöhen den 
Realzinssatz. Die Studie simuliert ver-
schiedene Reformvorschläge, um zu
untersuchen, ob diese die demographi-
schen Belastungen lindern können. Än-
derungen in der Fertilitäts- und Mortali-
tätsrate haben dabei einen geringen

Einfluss auf die zukünftige wirtschaftli-
che Entwicklung. Gezielte Einwanderung
könnte das demograpische Problem nur
lösen, wenn es den Industrienationen
gelänge, viele gut ausgebildete Fach-
kräfte zu gewinnen. In weiteren Simula-
tionen zeigt sich, dass eine grundlegen-
de Rentenreform, wie etwa die volle Pri-
vatisierung der Rentenkassen, ein viel-
versprechendes Mittel ist.

Johannes Rincke bei 
IIPF-Tagung ausgezeichnet

Johannes Rincke, LMU München und
bis März 2006 Mitarbeiter am ZEW, hat
auf der 62. Jahrestagung des Internatio-
nal Institute for Public Finance den Peg-
gy and Richard Musgrave Preis für das
beste Papier eines Nachwuchswissen-

schaftlers gewonnen. Prämiert wurde
sein Papier „Yardstick competition and
public sector innovation“, das im Rah-
men seiner am ZEW entstandenen Dis-
sertation erarbeitet wurde. Das Papier
untersucht die Rolle des Wettbewerbs
zwischen lokalen Gebietskörperschaf-
ten bei der Bestimmung der Innova-
tionsbereitschaft des öffentlichen Sek-

tors. In einem theoretischen Teil zeigt er,
wie politische Entscheidungsträger In-
novationen strategisch zur Stärkung ih-
rer Reputation einsetzen können. An-
hand von Politikinnovationen in US-
amerikanischen Gebietskörperschaften
weist die Arbeit schließlich nach, dass
wesentliche Implikationen der Theorie
im Hinblick auf die räumliche Verteilung
von Politikinnovationen empirisch ge-
stützt werden.
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nur unwesentlich. Derzeit nimmt
Deutschland unter zwölf Ländern den
vorletzten Rang ein. Greifen die Abzugs-
beschränkungen für Fremdkapitalzin-
sen, verbessern sich deutsche Kapital-
gesellschaften lediglich um zwei Posi-
tionen auf den neunten Rang. Eine spür-
bare Verbesserung der Standortattrakti-
vität ist somit nicht zu erwarten. Wollte
man dies erreichen, müssten die vorge-
sehenen Abzugsbeschränkungen weni-
ger drastisch ausfallen.

Weiterhin plant die Bundesregierung,
im Zuge der Unternehmensteuerreform

aus Gründen der Steuervereinfachung
und zur Verbesserung der Finanzie-
rungsneutralität der Besteuerung auf
private Kapitalerträge eine Abgeltungs-
steuer in Höhe von 30 Prozent einzufüh-
ren. Für Dividenden und Veräußerungs-
gewinne entfällt das bisher geltende
Halbeinkünfteverfahren.

Die geplante Abgeltungssteuer führt
in Kombination mit den auf Unterneh-
mensebene vorgesehenen Zinsabzugs-
beschränkungen zu einer Doppelbe-
steuerung der in Unternehmen erwirt-
schafteten Erträge. Damit ist tendenziell

eine steuerliche Mehrbelastung mittel-
ständischer Unternehmen verbunden,
bei denen die Gesamtsteuerbelastung
auf Unternehmensebene und auf Ebene
der Gesellschafter relevant ist. In Ab-
hängigkeit vom Ausmaß der Abzugsbe-
schränkung ergeben sich Mehrbelastun-
gen zwischen 1,7 und 4,15 Prozent. Hier-
mit verschlechtert sich für den Mittel-
stand die steuerliche Wettbewerbsfähig-
keit gegenüber im Ausland ansässigen
Konkurrenten.

Prof. Dr. Christoph Spengel, spengel@zew.de
Timo Reister, reister@zew.de

Z E W I N T E R N

Dr. Sabine Jokisch

Johannes Rincke
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Die Notwendigkeit einer nachhaltigen
Konsolidierung der öffentlichen Haus-
halte bestimmt seit geraumer Zeit die
wirtschaftspolitische Diskussion in
Deutschland. Insbesondere das wieder-
holte Verfehlen der Maastrichter Ver-
schuldungskriterien hat den Druck auf
die finanzpolitischen Akteure von Bund
und Ländern erhöht. Die Bundesregie-
rung erklärte bei ihrer Regierungsüber-
nahme, das 3 v.H.-Defizitkriterium ab
dem Jahr 2007 wieder erfüllen zu wollen.
Dazu beschloss sie unter anderem eine
Erhöhung des allgemeinen Mehrwert-
steuersatzes um drei Prozentpunkte.

Zahlreiche empirische Studien unter-
suchen die Frage nach den Erfolgsaus-
sichten verschiedener fiskalischer Kon-
solidierungsstrategien. Sie kommen
überwiegend zu dem Ergebnis, dass fis-
kalische Konsolidierung vor allem dann
erfolgreich ist, wenn staatliche Ausga-
ben, insbesondere Personal- und Trans-
ferausgaben, gekürzt werden. In den ver-
gangenen Jahrzehnten haben zahlreiche
OECD Länder ihre Staatsquoten (Staats-
ausgaben bezogen auf das Bruttoin-
landsprodukt) deutlich gesenkt. Die Stu-
die von ZEW und EZB (ZEW Discussion
Paper No. 06-050) identifiziert mit Hilfe
eines Klassifizierungsschemas insge-
samt elf „ambitionierte“ siebenjährige
Reformphasen seit 1980. Diese wurden
im Rahmen detaillierter Fallstudien in
Bezug auf das makroökonomische Um-
feld, den Umfang und die Zusammen-
setzung der Ausgabensenkung und
wichtige institutionelle Komponenten
der Reformbemühungen analysiert. 

Es zeigt sich, dass nachhaltige Aus-
gabenreformen im Kontext einer umfas-
senden Reformagenda durchgeführt

wurden. Hauptaugenmerk lag bei den
Ausgabenkürzungen typischerweise auf
den konsumtiven Staatsausgaben sowie
den Transfers und Subventionen. Durch-
schnittlich entfielen mehr als 80 Prozent

des Rückgangs der (Primär-)Ausgaben-
quote auf diese Kategorien. Flankiert
wurde die ausgabenseitige Konsolidie-
rung häufig durch Liberalisierungs- und
Privatisierungsprozesse auf Arbeits-, Gü-
ter- und Dienstleistungsmärkten sowie
durch Steuerreformen und Stärkung der
Fiskalinstitutionen.

Einbeziehung der Ausgabenseite

Abbildung 1 verdeutlicht die durch-
schnittliche Entwicklung des Finanzie-
rungssaldos für die Gruppe der „ambi-
tionierten“ Reformer im Vergleich zur
Entwicklung in „moderaten“ Reformpha-
sen, die durch geringere Ausgabensen-
kungen charakterisiert waren. Unabhän-
gig vom Zeitpunkt der Reform hat sich
bei „ambitionierten“ Reformern – ver-
glichen mit der Kontrollgruppe – der Fi-

nanzierungssaldo deutlicher verbessert.
Durchschnittlich dienten etwa zwei Drittel
der Ausgabenkürzungen zur Verringe-
rung des Defizits, während das verblei-
bende Drittel für Steuersenkungen her-
angezogen wurde. Trotz erheblicher An-
passungen auf der Ausgabenseite ist bei
„ambitionierten“ Reformern eine günsti-
gere Wachstumsentwicklung festzustel-
len (Abbildung 2). Dies legt den Schluss
nahe, dass positive Erwartungseffekte
durch glaubwürdige Konsolidierungs-
und Reformstrategien zu einem Wachs-
tumsaufschwung beitragen können. 

Insgesamt lassen die Reformerfah-
rungen anderer OECD Länder Zweifel
daran aufkommen, ob die Strategie der
Bundesregierung, die sich stark auf eine
Erhöhung der Steuereinnahmen stützt,
tatsächlich eine nachhaltige Konsolidie-
rung des Bundeshaushalts mit sich
bringt. Die empirische Evidenz deutet
vielmehr darauf hin, dass eine stärkere
Einbeziehung der Ausgabenseite des
Haushalts nötig wäre, etwa durch eine
beherztere Rückführung konsumtiver
Staatsausgaben. Von einer überzeugen-
den Reformagenda, die neben einer qua-
litativen Ausgabenkonsolidierung auch
weit reichende Strukturreformen bein-
haltet, wären positive Auswirkungen auf
die langfristige Wachstums- und Be-
schäftigungsentwicklung in Deutschland
zu erwarten.
Sebastian Hauptmeier, hauptmeier@zew.de 

Ausgabenreformen in OECD-Staaten
Die Ausgabenseite öffentlicher Haushalte gewinnt durch die Notwendigkeit zur Kon-
solidierung und im Hinblick auf die Qualität der öffentlichen Finanzen zunehmend an
Aufmerksamkeit in der wirtschaftspolitischen Debatte. Hohe Staats- und Schulden-
quoten sowie der Globalisierungsdruck hatten in zahlreichen OECD Staaten bereits er-
hebliche budgetäre Anpassungen zur Folge. Eine gemeinsame Studie von Ökonomen
des ZEW und der Europäischen Zentralbank untersucht erfolgreiche ausgabenseitige
Haushaltskonsolidierungen der vergangenen Jahrzehnte und kommt zu dem Schluss,
dass diese im Rahmen umfangreicher Reformpakete stattfanden.
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Ambitionierte versus moderate Reformer

Abbildung 1: Entwicklung des Finanzierungssaldos Abbildung 2: Entwicklung des Trendwachstums
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Anmerkung: T1 - T7 = siebenjährige Reformphasen Quelle: Ameco



Auf der zwölften Weltklimakonferenz
in Nairobi treffen ab 6. November 2006
die Staaten der Vereinten Nationen zu-
sammen, um die Zukunft des Klima-
schutzes zu gestalten. Auf der Tagesord-
nung steht neben der Überarbeitung
des Kioto-Protokolls vor allem die Ver-
handlung eines neuen Abkommens ab
dem Jahr 2012, denn das Protokoll gilt
vorerst nur bis zu diesem Zeitpunkt.

Um die Verpflichtungen der EU aus
dem Kioto-Protokoll, Treibhausgasemis-
sionen um durchschnittlich acht Prozent
gegenüber 1990 zu senken, kostengüns-
tig zu erfüllen, hat die europäische Kom-
mission das EU-Emissionshandelssys-
tem eingeführt. Das seit dem Jahr 2005
aktive System ermöglicht es energiein-
tensiven Unternehmen der Mitglieds-
staaten, untereinander Verschmutzungs-
rechte zu handeln. Emissionshandel soll
in Zukunft jedoch nicht auf Europa be-
schränkt bleiben: Kanada, Japan oder
Australien planen ähnliche Handelssys-
teme auf Firmenebene, die künftig mit
dem europäischen System verknüpft

werden könnten. Die EU-Kommission hat
Interesse an dieser Strategie, da hier-
durch der internationale Markt für Emis-
sionsrechte wachsen würde.

Eine neue Studie des ZEW (Discussion
Paper No. 06-058) zeigt anhand eines
ökonomischen Simulationsmodells, dass
eine internationale Vernetzung des EU-
Emissionshandelssystems nur leicht po-
sitive Effekte hat. Das EU-System regu-
liert derzeit nur die energieintensiven
Branchen der europäischen Volkswirt-
schaften. Zudem wurden den teilneh-
menden Firmen relativ großzügig Emis-
sionsrechte zugeteilt. Da das EU-System
als Vorlage für die geplanten außereuro-
päischen Systeme dienen soll, profitie-
ren die energieintensiven Branchen der
EU nur wenig vom erweiterten Emis-
sionshandel, da sie aufgrund der groß-
zügigen Zuteilung geringe Anpassungs-
kosten haben, die durch erweiterten
Emissionshandel nur noch leicht sinken
können. Um die nationalen Reduktions-
ziele zu erreichen, muss daher der Groß-
teil der Emissionsvermeidung von Sekto-

ren der europäischen Volkswirtschaften
durchgeführt werden, die nicht dem
Emissionshandel unterliegen (wie etwa
dem Verkehrs- oder Haushaltssektor).
Diese Branchen tragen auch die ökono-
mische Hauptlast, da hier die Kosten der
Emissionsvermeidung vergleichsweise
hoch sind und sie nicht von den erweiter-
ten Handelsmöglichkeiten profitieren.

Die „flexiblen Mechanismen“ des
Kioto-Protokolls könnten  hier Abhilfe
schaffen. So ermöglicht das Protokoll
ebenfalls internationalen Emissions-
handel, allerdings zwischen Staaten.
Dieser findet ab Inkrafttreten des Proto-
kolls im Jahr 2008 parallel zum Emis-
sionshandel auf Unternehmensebene
statt. Staaten können zudem in „saube-
re“ Technologien, etwa erneuerbare Ener-
gieträger, in Entwicklungsländern inves-
tieren und sich die entsprechenden Emis-
sionsminderungen gutschreiben lassen
(Clean Development Mechanism, CDM).

Die ZEW-Studie zeigt, dass die Ineffi-
zienzen – aufgrund der Beschränkung
auf energieintensive Branchen und der
großzügigen Zuteilung – der gegenwärti-
gen und geplanten Emissionshandels-
systeme durch parallelen Staatenhandel
und CDM unter einem Klimaschutzab-
kommen über das Jahr 2012 hinaus ab-
gefedert werden können. So werden ge-
rade die Wirtschaftsbereiche mit gerin-
ger Energieintensität, die nicht dem
Emissionshandel unterliegen, stark
kompensiert, indem die Regierung über
das Kioto-Protokoll zusätzliche Emis-
sionsrechte importiert und auf diese
Weise die nationalen Reduktionsziele er-
füllt. Eine zukünftige Klimapolitik könn-
te zudem Emissionshandel zwischen
Unternehmen und Staaten ermöglichen.
In dieser Situation ist der ökonomische
Nutzen einer internationalen Vernetzung
des EU-Systems am größten, da hier-
durch die höchstmögliche Flexibilität im
Emissionshandel geschaffen wird.

Niels Anger, anger@zew.de
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EU-Emissionshandel: Internationale
Vernetzung bringt nur geringen Nutzen
Das europäische Emissionshandelssystem soll künftig international vernetzt werden.
Staaten wie Kanada, Japan oder Australien planen ähnliche Handelssysteme auf Unter-
nehmensebene, die mit dem europäischen System verknüpft werden könnten. Eine ak-
tuelle Studie des ZEW zeigt, dass eine solche Vernetzung unter den derzeitigen Be-
dingungen nur geringen ökonomischen Nutzen brächte. Die flexiblen Mechanismen
des Kioto-Protokolls dagegen erhöhen die Kosteneffizienz der Klimapolitik und stei-
gern so die Attraktivität einer internationalen Vernetzung.

Foto: M
EV
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Fast 63 Prozent der baden-württember-
gischen Unternehmen setzen computer-
gestützte Anwendungen zur Vernetzung
und Automatisierung ihrer Geschäfts-
prozesse (E-Business) ein. Allerdings
gibt es große Unterschiede zwischen den
Branchen. Dies zeigt die dritte repräsen-
tative FAZIT-Unternehmensbefragung,
die das ZEW im Juni und Juli 2006 in 
Baden-Württemberg durchgeführt hat.

An der Befragung beteiligten sich
mehr als 700 Unternehmen aus dem IT-
und Mediensektor, dem verarbeitenden
Gewerbe und dem Bank- und Versiche-
rungsgewerbe sowie Verkehrsdienstleis-
ter und technische Dienstleister. Das
„Forschungsprojekt für aktuelle und zu-
kunftsorientierte IT und Medientechno-
logien und deren Nutzung in Baden-Würt-
temberg“ (FAZIT) ist ein durch das Land
gefördertes gemeinnütziges Forschungs-
projekt (www.fazit-forschung.de).

Die Unternehmen des IT- und Me-
diensektors nutzen mit fast 68 Prozent
E-Business am häufigsten. Ebenfalls auf
große Resonanz stößt E-Business bei
den Verkehrsdienstleistern (62 Prozent).
Bei Banken und Versicherungen sind 
E-Business-Lösungen bisher am gering-
sten verbreitet. Nur knapp 49 Prozent
der Unternehmen dieser Branche, die
auch Kredit- und Versicherungsmakler
umfasst, setzen auf computergestützte
Systeme zur Vernetzung und Automati-
sierung ihrer Geschäftsprozesse. Bei
den Unternehmen des verarbeitenden
Gewerbes und den technischen Dienst-
leistern liegt dieser Anteil bei jeweils
knapp 59 Prozent. 

E-Business-Lösungen kommen ver-
stärkt in größeren Unternehmen zum
Einsatz. Die Nutzungsrate bei Groß-
unternehmen mit mindestens 250 Be-
schäftigten erreicht 91 Prozent, wohin-
gegen nur knapp 55 Prozent der kleinen
Unternehmen mit bis zu vier Beschäftig-
ten E-Business-Lösungen einsetzen.

Haupteinsatzbereich von E-Business-
Lösungen ist die Buchhaltung (siehe Ab-
bildung). Insgesamt die Hälfte aller
Unternehmen nutzt in diesem Unterneh-
mensbereich die Vorteile von E-Busi-
ness. Beim Einkauf setzen noch gut 37
Prozent der Unternehmen auf E-Busi-
ness-Lösungen, beispielsweise in Form
von Online-Shops, Online-Marktplätzen
oder Auktionen. In der Kundenbetreuung
verwenden 27 Prozent der Unternehmen
E-Business-Lösungen. Bisher wenig Ver-
breitung findet E-Business dagegen in
der Produktion (9 Prozent) oder in unter-
nehmensübergreifenden Systemen (Sup-
ply Chain Management) (4 Prozent).

Bei der Wahl der E-Business-Lösung
spielen die damit einhergehenden Kos-
ten eine herausragende Rolle. Annä-
hernd 89 Prozent der Unternehmen, die
E-Business-Lösungen verwenden, be-
zeichnen niedrige Kosten als das wich-
tigste Auswahlkriterium für ihre Ent-
scheidung. Weitere bedeutende Ent-
scheidungskriterien beziehen sich auf
das Zusammenspiel der E-Business-Lö-
sung mit der bereits vorhandenen Soft-
wareumgebung im Unternehmen. Mehr
als 84 Prozent der Unternehmen legen

großen Wert auf Kompatibilität mit an-
deren oder bestehenden Lösungen, fast
ebenso viele auf die Vernetzbarkeit mit
anderen Lösungen (78 Prozent). Stan-
dardisierte Lösungen sind für mehr als
70 Prozent der Unternehmen wichtig.

Konsequenzen des Einsatzes
von E-Business

Die Folgen des Einsatzes von E-Busi-
ness-Lösungen im Unternehmen sind
vielfältig. So verzeichnen 57 Prozent der
Unternehmen eine Beschleunigung ihrer
Geschäftsprozesse und 46 Prozent qua-
litativ verbesserte Unternehmenspro-

zesse. Bei insgesamt 43 Prozent führt
die E-Business-Implementierung zu sin-
kenden Kosten. Auch auf die Informa-
tionsflüsse wirkt sich der E-Business-
Einsatz positiv aus: Gut 35 Prozent der
Unternehmen stellen einen verbesser-
ten Informationsaustausch mit Kunden
und Zulieferern fest, und bei fast 32 Pro-
zent funktioniert der Informationsaus-
tausch innerhalb des Unternehmens be-
ziehungsweise zwischen einzelnen
Unternehmensteilen nun besser. 

Jörg Ohnemus, ohnemus@zew.de

Unternehmen des IT- und Mediensektors
nutzen E-Business am häufigsten
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Einsatzbereiche von E-Business-Lösungen

Lesehilfe: Insgesamt 50,2 Prozent der baden-württembergischen Unternehmen setzen E-Business Lösungen im Bereich
Buchhaltung ein. Anmerkung: Mehrfachnennungen möglich. 
Quelle: FAZIT-Unternehmensbefragung, Juni/Juli 2006; Berechnungen des ZEW.
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Georg Bühler

Verkehrsmittelwahl im Güter-
verkehr. Eine Analyse ordnungs-
und preispolitischer Maßnahmen

Das Buch erklärt auf der Grundlage einer
Breitenbefragung das Entscheidungsver-
halten bezüglich der Verkehrsmittelwahl
im Güterverkehr. 
Da aufgrund einer stark steigenden
Transportnachfrage im Güterverkehr ex-
terne Kosten in erheblichem Umfang ver-
ursacht werden, muss die Verkehrspoli-
tik gezielt Maßnahmen ergreifen, um die-
se Mehrnachfrage möglichst umweltver-
träglich zu gestalten. Deshalb streben
die EU und die Bundesregierung an, den
Verkehr von der Straße auf alternative
Verkehrsträger zu verlagern. Diese Arbeit
analysiert, von welchen Bestimmungs-
faktoren die Verkehrsmittelwahl der Spe-
diteure abhängt, um daran anschlie-
ßend den Effekt bestimmter Regulierun-
gen zu ermitteln. So wird etwa die Aus-
wirkung der Lkw-Maut auf die Verkehrs-
mittelwahl untersucht.
ZEW Schriftenreihe Umwelt- und 
Ressourcenökonomie, Physica-Verlag,
2006, ISBN 3-7908-1753-8
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25.10.2006 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
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15.11.2006 Training for IFRS: Vorratsbewertung 
(in Zusammenarbeit mit Ernst&Young)
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28.11.2006 Mezzanine Finanzinstrumente – 
Bilanzielle und steuerrechtliche Behandlung

ZEW-Expertenseminare im Internet: www.zew.de ➝ Weiterbildung
Information: Vera Pauli, Telefon 0621/1235-240, E-Mail pauli@zew.de
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Dokumentation Nr. 06-05

Innovationsbarrieren und 
internationale Standortmobilität
Eine Studie im Auftrag der IG BCE, 
Chemieverbände Rheinland-Pfalz und
der BASF Aktiengesellschaft

Autoren des ZEW: Thiess Büttner (jetzt
LMU München), Thomas Cleff, Jürgen
Egeln, Georg Licht, Georg Metzger, 
Michael Overesch, Christian Rammer
Autoren des DIW: Heike Belitz, Dietmar
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Mechthild Schrooten, Harald Trabold,
Axel Werwatz, Christian Wey

Die Dokumentation ist im Internet ver-
fügbar und kann von der Webseite des
ZEW heruntergeladen werden:
http://www.zew.de/de/publikationen/
publikation.php3?action=detail&art=
13&nr=3072
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EZB: Zinserhöhungserwartungen gehen zurück

Euroraum: Nachlassendes Wachstum erwartet

Die ZEW-Konjunkturerwartungen für den Euroraum sind im Sep-
tember erneut gefallen. Der Saldo aus Optimisten und Pessi-
misten bezüglich der Konjunktursituation in sechs Monaten
sinkt um 11,5 auf aktuell -10,2 Punkte. Dies deutet auf eine 
Abschwächung des Wachstums in der Eurozone hin. Ein Grund
dafür ist, dass die Nachfrage aus den USA nachlassen dürfte,
des weiteren wird befürchtet, dass die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer in Deutschland und die Zinserhöhungen durch die
EZB die inländische Nachfrage dämpfen könnten.

Sandra Schmidt, s.schmidt@zew.de

ZEW-F inanzmarkt test im September  2006

Ein gesunkener Ölpreis dürfte den Inflationsdruck im Euroraum
verringert haben. Im Zuge dessen sinken die Zinserhöhungser-
wartungen der Analysten geringfügig. Die Möglichkeit infla-
tionstreibender Lohnabschlüsse in Folge der deutschen Mehr-
wertsteuererhöhung oder ein erneuter Ölpreisanstieg lassen 
jedoch eine Fortsetzung der Zinserhöhungspolitik erwarten. Die-
se Erwartungen haben in der jüngsten geldpolitischen Sitzung
ihre Bestätigung gefunden – der geldpolitische Rat hat einen
weiteren Zinsschritt auf nunmehr 3,25 Prozent vorgenommen.

Sandra Schmidt, s.schmidt@zew.de

63 Prozent der Unternehmen des Kredit- und Versiche-
rungsgewerbes waren im Jahr 2004 innovativ tätig. Für 2006
rechneten zum Befragungszeitpunkt (Mitte 2005) bereits 59
Prozent der Unternehmen fest mit Innovationsaktivitäten.
Da sich gleichzeitig noch 13 Prozent der Unternehmen be-
züglich ihrer künftigen Innovationsaktivitäten unsicher 
waren, ist ein Anstieg der Innovationsbeteiligung im Jahr
2006 gegenüber 2004 wahrscheinlich. Sowohl 2005 als
auch 2006 wollen die Unternehmen im Kredit- und Versi-
cherungsgewerbe verstärkt Prozessinnovationen einführen.
Dahinter stehen häufig Bemühungen, die Kosten zu senken.

Heide Löhlein, loehlein@zew.de

Die Experten des TransportmarktBarometers von ProgTrans/
ZEW erwarten für das kommende Halbjahr steigende Trans-
portpreise. Diese werden neben den hohen (Treibstoff-)Kos-
ten vor allem vom starken Mengenwachstum getrieben. Der
Kostendruckosteuropäischer Wettbewerber kann diese Preis-
steigerungen nur wenig abfedern. Daher erwarten selbst in
Verkehrsrichtung Osteuropa rund 70 Prozent der Experten
steigende Preise, ansonsten gehen bis zu 85 Prozent von
Preissteigerungen aus. Etwa 30 Prozent rechnen im natio-
nalen Fern- und im internationalen Straßengüterverkehr so-
gar mit Preiserhöhungen von mehr als drei Prozent.

Dr. Georg Bühler, buehler@zew.de

Experten erwarten steigende Preise 
im Straßengüterverkehr

Quelle: ZEW Quelle: ZEW

Kredit- und Versicherungsgewerbe: Ausweitung
der Innovationsbeteiligung wahrscheinlich

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der Konjunktur-
situation im Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW
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Die Bundesregierung will be-
kanntlich die Einführung eines
Kombilohns prüfen und hat in
diesem Zusammenhang den
Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung ersucht, ein

Gutachten zu erstellen. Dem ist der Rat mit seiner Expertise „Ar-
beitslosengeld II reformieren: Ein zielgerichtetes Kombilohn-
modell“ nachgekommen. Die Resonanz auf diesen Vorschlag
war erfreulicherweise hoch, bedauerlicherweise aber zum Teil
durch mehr als unsachliche Kritik gekennzeichnet. Reflexartig
wurde – schon bevor die Einzelheiten des Modells bekannt wa-
ren – unterstellt, der Sachverständigenrat wolle den Empfän-
gern des Arbeitslosengelds II das sozialstaatlich gebotene Exis-
tenzminimum beschneiden.

Davon kann überhaupt keine Rede sein. Jeder der Betroffe-
nen kann trotz der vorgeschlagenen Senkung des Regelsatzes
des Arbeitslosengelds II den vollen Betrag erhalten, jedoch
muss er dafür eine Gegenleistung erbringen, und zwar in Form
einer intensiven Suche nach einem Arbeitsplatz auf dem ersten
Arbeitsmarkt oder hilfsweise durch Aufnahme einer Arbeit in 
einer Arbeitsgelegenheit. Es kann nicht deutlich genug darauf
aufmerksam gemacht werden, dass das Arbeitslosengeld II kei-
ne Versicherungsleistung darstellt, sondern eine Fürsorgeleis-
tung an hilfsbedürftige Personen. Dann aber hat die Gesell-
schaft das Recht, eine Gegenleistung der beschriebenen Art zu
fordern. Das entspricht im übrigen der bestehenden Gesetzes-
lage im Sozialgesetzbuch, und die derzeitigen Regelungen sind
eigentlich viel strenger als der Vorschlag des Sachverständi-
genrats. Denn bei Ablehnung von Arbeitsplatzangeboten kann
bereits jetzt das Arbeitslosengeld II wesentlich stärker gekürzt
werden als die 30 v.H., die das Modell des Sachverständigen-
rats enthält. Natürlich steht es dem Gesetzgeber frei, über die
Kürzung in Höhe von 30 v.H. und damit über die Anregung des
Sachverständigenrats hinauszugehen. Ein entscheidender
Unterschied zur bestehenden Praxis ist die Umkehrung der Be-
weislast. Der Arbeitslose muss selbst aktiv werden, um das bis-
herige Leistungsniveau zu erreichen. Das Modell des Sachver-

ständigenrats behandelt deshalb Arbeitslose gerade nicht als
„Drückeberger“ oder „Faulenzer“, was sie in ihrer großen Mehr-
heit auch nicht sind.

Wieso knüpft das Modell des Rats am Arbeitslosengeld II
an? Erstens besitzt das Arbeitslosengeld II bereits den Charak-
ter eines Kombilohns, weil beispielsweise bei niedrigen Er-
werbseinkommen ein ergänzender Bezug von Arbeitslosengeld
II, also eine Lohnsubvention, gewährt werden kann. Zweitens
ist die Zielgruppenorientierung vergleichsweise hoch. Rund
drei Viertel der arbeitslosen Geringqualifizierten und der Lang-
zeitarbeitslosen – dies sind die Problemgruppen auf dem Ar-
beitsmarkt – können einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II
geltend machen. Drittens erfolgt im Rahmen des Arbeitslosen-
gelds II eine Bedürftigkeitsprüfung, die ohnehin Voraussetzung
für die Inanspruchnahme eines Kombilohns darstellen sollte.

Die Arbeitsgelegenheiten sind die ordnungspolitische Krö-
te, die man schlucken muss, denn anders lässt sich die Attrak-
tivität regulärer Beschäftigung bei gleichzeitiger Wahrung des
staatlich garantierten Mindesteinkommens nicht steigern. Es
wäre blauäugig, die Gefahr von Verdrängungseffekten zu leug-
nen. Aber Übertreibungen sind ebenso verfehlt, und die Anzahl
der Arbeitsgelegenheiten wird bei voller Wirksamkeit des Sach-
verständigenratsmodells niedriger sein als derzeit.

Nach den Berechnungen des Sachverständigenrats wird
sich der positive Beschäftigungseffekt auf dem ersten Arbeits-
markt auf etwa 350 Tausend Personen belaufen. Ein Kombilohn
ist mithin kein Königsweg zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.
Er macht Reformen auf dem Arbeitsmarkt nicht entbehrlich und
entlässt die Tarifvertragsparteien keineswegs aus ihrer Verant-
wortung. Die Lohnpolitik muss eine weitere Spreizung der qua-
lifikatorischen Lohnstruktur insbesondere im Niedriglohnbe-
reich vornehmen, das Mindesteinkommen bleibt gleichwohl
gesichert.

Kombilohn


